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Preußiſche Gefeßfammlung 


Jahrgang 1921 Nr. 24. 


Inhalt. Geſetz, betreffend ftaatlihe Förderung Königsberger Hafenanlagen, S. 319. — Geſetz, betreffend 
die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach dem Geſetze vom 4. Auguſt 1904 durchzuführende 
Verbeſſerung der Vorflut in der unteren Oder, S. 320. — Bekanntmachung, S. 322. 


(Nr. 12100.) Geſetz, betreffend ſtaatliche Förderung Königsberger Hafenanlagen. Vom 
12. Januar 1921. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


81. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Gewährung 
a) einer Beihilfe an die Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. für den Bau 
des Hafenbeckens IV und der Umſchlagsvorrichtung zwiſchen den beiden 
Eiſenbahnbrücken über den Pregel in Königsberg 10 500 000 Mark, 
b) eines hypothekariſchen Darlehens an die Königs⸗ 
berger Speicher⸗Aktiengeſellſchaft für die Errichtung 
von Hafenſpeichern daſelbſtt: 10 000 000 „ 
i 20 500 000 Mark 


— zwanzig Millionen fünfhunderttauſend Mark — zu verwenden. 


92. 

(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im §1 erwähnten 

Aufwendungen eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags 
von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. Die Anleihe iſt mit 1/ vom Hundert 
des urſprünglichen Kapitals zu tilgen unter Hinzurechnung der durch die Tilgung 
erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 

e) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz⸗ 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. f 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach 
einem beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen 
ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 
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() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt find, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 
Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Umlaufs⸗ 
zeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem 
die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechfel 
aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem 
Zins⸗ oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher 
Umlaufszeit ſowie zu welchem Kurſe die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſtellung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

() Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des 
Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 
1903 Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


8 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Berlin, den 12. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. Lüdemann. 


(Nr. 12101.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach dem Geſetze 
vom 4. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 185) durchzuführende Verbeſſerung 
der Vorflut in der unteren Oder. Vom 14. Januar 1921. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


91. 

Das Geſetz, betreffend die Verbeſſerung der Vorflut in der unteren Oder, 
der Havel, Spree, Lauſitzer Neiße und dem Bober, vom 4. Auguſt 1904 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 185) wird wie folgt geändert: 

Die nach § 1 Nr. 1 bereitgeſtellte Summe von 41 865 800 Mark wird 
zunächſt um 36 Millionen Mark erhöht auf 77 865 800 Mark. 


92. 
An Stelle von § 2 Abſ. 1 zu 2a und e und Abf. 3 treten folgende 
Faſſungen: 
a Es haben von der Fertigſtellung der Bauwerke ab zu übernehmen und zu 
unterhalten; i 

a) die Deichverbände des Ober⸗ und Nieder⸗Oderbruchs den hochwaſſer⸗ 
freien Deich mit den zugehörigen Anlagen an der Weſtoder von Stützkow 

abwärts; 

p) die Criewener und die Schwedter Waſſergenoſſenſchaft und der Deich⸗ 
verband an der unteren Oder die Deiche mit den zugehörigen Anlagen, 
die zu ihrem Wirtſchaftsbereiche gehören. 

Zu welchem Zeitpunkt ein Bauwerk als fertiggeſtellt anzuſehen und in 
welchem Umfang es zu übernehmen und zu unterhalten iſt, beſtimmen die zu⸗ 
ſtändigen Miniſter nach Anhörung der Verbände. 

Die zu b genannten Verbände ſind verpflichtet, für etwaige aus der Bau⸗ 
e den Grundeigentümern entſtehende Wirtſchaftserſchwerniſſe aufzu⸗ 
kommen. 


93. 

( Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im $ 1 erwähnten 
Mehraufwendungen eine Anleihe durch Ausgabe eines entſprechenden Betrags 
von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. Die Anleihe iſt mit 1ù vom Hundert 
des urſprünglichen Kapitals zu tilgen unter Hinzurechnung der durch die 
Tilgung erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 

e) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz⸗ 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. N 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in- und ausländiſche Währungen 
ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

() Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(ey Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 
lösung füll d Saunen oder Wechſel beſtimmt ‚find, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 
Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Umlaufs⸗ 
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zeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem 
die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel 
aufhört. 

> () Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher 
Umlaufzeit ſowie zu welchem Kurſe die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

6) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes 
vom 8. März 1897 Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 
Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. : 


GA: 
Die Ausführung diefes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Berlin, den 14. Januar 1921. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekanntgemacht: 

J. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 4. Dezember 1920, be⸗ 
treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Niederlauſitzer 
Uberlandzentrale, Genoffenfchaft mit beſchränkter Haftung in Kottbus, für 
die Anlagen zur Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes inner⸗ 
halb der Kreiſe Calau, Luckau, Lübben und des nördlichen Teiles des 
Landkreiſes Kottbus, durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. 
Nr. 2 S. 17, ausgegeben am 15. Januar 1921; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Januar 1921 be⸗ 
treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Baſalt⸗Aktiengeſellſchaft 
in Linz a. Rh. für die Anlegung einer Drahtſeilbahn vom Mehrberg 
(Gemeinde Linz) nach den Rheinverladeplätzen der Geſellſchaft, durch das 
Amtsblatt der Regierung in Coblenz Nr. 14 S. 53, ausgegeben am 
26. Februar 1921. 5 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 

Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzzammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen 
Zeitungsgebühr feſtgeſetzt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 30 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 
1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark. 

Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


